
Bleiberecht für lange geduldete
Flüchtlinge - Beschluss des
Essener Stadtrates stärkt Be-
troffenen den Rücken

Ende Mai beschloss der Essener
Stadtrat nur gegen die Stimmen der
REP einen Antrag der Fraktionen
CDU, SPD, Grüne und FDP, der die
Landesregierung auffordert, „lang-
jährig hier lebenden Flüchtlingen
ohne gesicherten Aufenthaltsstatus
ein Leben in Deutschland zu ermög-
lichen.“ 
Vor dem Hintergrund, dass NRW
schon seit längerem auf eine Lösung
drängt und die Innenministerkonfe-
renz im Herbst 2006 einen Be-
schluss fassen wird, bittet der Esse-
ner Rat das Innenministerium, der
Stadt Möglichkeiten aufzuzeigen,
„damit nicht vor der von der
Landesregierung begehrten Rege-
lung gegenteilige und insbesondere
aufenthaltsbeendende Fakten ge-
schaffen werden (müssen).“
Von der Ausländerbehörde Essen
erwartet der Rat, dass sie „ihre Mög-
lichkeiten und ihr Ermessen im
Sinne dieses Antrages nutzt“. 
Der Beschluss ist ein Erfolg der
Ratsgruppe der Linkspartei.PDS.
Denn der Kern des gemeinsamen
Antrages der vier Fraktionen beruhte
auf einem Antrag der Gruppe der
Linkspartei.PDS, den sie gemein-
sam mit DKP und AUF auf die Tages-
ordnung des Rates gebracht hatte.

Ende April scheiterte in Essen die
Abschiebung der aus dem Libanon
stammenden Familie Khodre in die
Türkei. Die türkischen Behörden er-
kannten die Passersatzpapiere nicht
an und schickten die Familie mit dem
nächsten Flugzeug zurück nach
Deutschland. Die Familie gehört zur
Gruppe der libanesischen Flücht-
linge mit ungeklärter Staatsange-
hörigkeit, denen die Ausländerbe-
hörde seit Jahren mit erheblichem
Aufwand nachzuweisen versucht,
mit falschen Papieren eingereist zu
sein. Mit rund 1.700 Menschen stel-
len diese Flüchtlinge die größte

Gruppe der seit Jahren nur gedulde-
ten Flüchtlinge in Essen. Darunter
befinden sich ca. 65 % Kinder und

junge Erwachsene, die
bereits hier in Deutschland
geboren bzw. aufgewachsen sind.
Aus Anlass der misslungenen Ab-
schiebung der Familie Khodre wurde
das Vorgehen der Ausländerbehörde
gegenüber der Gruppe der „Unge-
klärten“ einmal mehr heftig im Inte-
grationsbeirat kritisiert. Der Rechts-
anwalt der Familie stellte ausführlich
die Fragwürdigkeit der aus der
Türkei eingeholten Melderegister-
auszüge dar, auf deren Grundlage
die Passersatzpapiere ausgestellt
werden. Die Frage, warum die Mel-
deregisterauszüge zwar von der

Ausländerbehörde anerkannt wer-
den, um damit Abschiebungen
durchzusetzen, aber nicht vom

N a c h r i c h t e n  a u s
d e r  K o m m u n e
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Standesamt, wenn es um eine Hei-
ratserlaubnis geht, blieb im Integra-
tionsbeirat (und im Stadtrat) unbe-
antwortet. Damit verletzt Essen den
Grundsatz des einheitlichen Verwal-
tungshandelns.
Der Integrationsbeirat beauftragte
seinen Vorsitzenden, Muhammet
Balaban, die Situation der „Unge-
klärten“ im Stadtrat darzustellen. Pro
Asyl wandte sich in einem Schreiben
an den Stadtrat. Ein Aufruf von Pro
Asyl, „Bleiberecht für in Deutschland
aufgewachsene und geborene
Flüchtlingskinder“, wurde inzwischen
von den Stadtsuperintendenten
Michael Heering, Irmenfried Mundt
und Helmut Keuss, dem Domprost
Otmar Vieth, Rudi Löffelsend von der
Caritas, dem DGB-Vorsitzenden
Dieter Hillebrand sowie dem grünen
Ratsherrn Burak Copur als Erstun-
terzeichner unterstützt.
Angesichts der breiten Unterstüt-
zung der Bleiberechtsforderung
standen die Ratsfraktionen unter
Druck und konnten den Antrag der
Gruppe der Linkspartei.PDS nicht
einfach ablehnen. Der nun gefasste
Beschluss ist ein wichtiger Fortschritt
in der Auseinandersetzung um ein
Bleiberecht und ein deutlicher
Fingerzeig an die Ausländerbehörde,
sich mit Abschiebungen langjährig
geduldeter Flüchtlinge zurückzuhal-
ten. Vor allem die Vertreter der
Flüchtlinge aus dem Libanon fühlen
sich in ihren Anstrengungen, eine
Lösung zu finden, bestärkt. 

Gabriele Giesecke

Summertime 
Wichtige Information

Im Juli fallen wegen der Sommer-
ferien die regelmäßigen Veranstal-
tungen - Monatsversammlung, Bera-

tergruppe und Weltcafé - aus. 
Die Beratung findet dienstags und
donnerstags in der Zeit von 14 - 18
Uhr (und nach Vereinbarung) statt.

Auswertung des Controlling
von April - Dezember 2005

Seit April letzten Jahres muss Pro-
Asyl/Flüchtlingsrat Essen ebenso
wie die anderen über das Landes-
programm zur sozialen Beratung von
Flüchtlingen geförderten Initiativen in
NRW ein Controllingverfahren
durchlaufen. Jede Beratung muss
mit ihrem Schwerpunktthema an das
Land übermittelt werden, das ist eine
Grundbedingung der Förderricht-
linien. 
Im ersten Quartal 2005 waren es
noch handschriftliche Bögen, seit
April 05 gibt es nun ein Computer
gestütztes Verfahren zur Erfassung.
Eine Auswertung kam im April die-
sen Jahres und soll hier kurz zu-
sammengefasst werden:
Die hauptamtlichen  Berater bei
ProAsyl/Flüchtlingsrat Essen haben
in diesem Zeitraum insgesamt 191
Einzelpersonen beraten, davon 118
männliche und 73 weibliche Flücht-
linge. Jede dieser Personen kam
durchschnittlich 5,3 mal in die Be-
ratung.
Neben den Hauptherkunftsländern
Irak und Serbien hat sich unsere Be-
ratungsstelle zum Anlaufpunkt für
afrikanische Flüchtlinge aus den ver-
schiedensten Ländern entwickelt.
Insbesondere aus dem Kongo, aus
Sierra Leone, Togo und Kamerun
haben vermehrt Flüchtlinge unsere
Einrichtung aufgesucht. Aufgrund
der hohen Zahlen libanesischer Mit-
bürger bzw. sog. Ungeklärter in
Essen ist auch diese Gruppe eine
Hauptgruppe unseres Klientels ge-
blieben.
Auffällig bei der Auswertung der
Zahlen ist, dass die überwiegende
Zahl der Ratsuchenden im Status

der Duldung verweilt. Hier wird deut-
lich, dass ProAsyl/Flüchtlingsrat
Essen die einzige Anlaufstelle für
Geduldete in unserer Stadt ist.
Gleichzeitig spiegelt sich die Proble-
matik einer fehlenden Bleiberechts-
regelung für langjährig Geduldete
wider. 
Außer diesen 109 Geduldeten haben
48 Personen mit Aufenthaltserlaub-
nis, 13 Personen mit Aufenthaltsge-
stattung und eine zunehmende An-
zahl Illegalisierter die Geschäftsstel-
le aufgesucht. Entsprechend kon-
zentrieren sich die Beratungs-
schwerpunkte immer mehr auf auf-
enthaltsrechtliche und sozialrechtli-
che Fragen. 

Inka Jatta 

Unser Mitarbeiter Bernd Brack 

1985 - nach Essen-Haarzopf kamen
120 tamilische Flüchtlinge, die vor
dem Bürgerkrieg in Sri Lanka geflo-
hen waren. Bürgerinnen und Bürger
des Stadtteils, die die Notwendigkeit
der Hilfe erkannten, gründeten den
Arbeitskreis ‚Flüchtlinge Haarzopf’.
So begann mein Kontakt zu Asyl-

suchenden und meine Beschäfti-
gung mit Themen wie Fluchtursa-
chen, Mühsal des Asyl-Verfahrens,
soziale Isolierung, Diskriminierung
bis hin zu Ausländerfeindlichkeit in
der deutschen Bevölkerung.
Obwohl - aus heutiger Sicht waren
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die Bedingungen für Flüchtlinge da-
mals noch sehr gut. Die Tamilen er-
hielten im Laufe der Zeit Aufenthalts-
Erlaubnisse; mittlerweile sind die
meisten eingebürgert. Und die Ak-
zeptanz bei den ‚Eingeborenen’ ent-
wickelte sich recht bald und recht
positiv. 
Deutschland war vor 20 Jahren eben
noch bedingt gastfreundlich und
human - zwar nicht wirklich, aber mit
dem Erfahrungs-Hintergrund von
heute gesehen. 

1991 war ich dabei, als sich Leute
aus solchen Initiativen und anderen
politischen Gruppierungen zusam-
mentaten und den Grundstein für
ProAsyl/Flüchtlingsrat Essen legten. 

Als im Jahr 1996 das Land NRW
Flüchtlingsinitiativen die Finanzie-
rung von Hauptamtlichen-Stellen
anbot, nahmen wir dieses Angebot
an, mieteten die Räume in der
Maxstraße und stellten zwei bezahl-
te Leute ein. Einer davon war bis
zum Eintritt ins Rentnerdasein in
2001 ich. Danach wurde ich in den
Vereinsvorstand berufen und nehme
teil an den Planungen und Durch-
führungen asyl- und migrationspoliti-
scher Aktivitäten. Sehr wichtig und
motivierend ist mir die Einzelfall-
Beratung von Asylsuchenden mit all
ihren Problemen mit Ämtern, Ver-
waltungsgericht, Ärzten, Rechtsan-
wälten bis zu Vermietern, Strom- und
Telefon-Anbietern usw., usw..

Für diese Beratung stehe ich regel-
mäßig dienstags und donnerstags
von 14.00 bis 18.00 Uhr in der Ge-
schäftsstelle zur Verfügung.

Fazit: Obwohl uns die Weiter-Exis-
tenz sehr erschwert wird - jedes Jahr
müssen wir erneut um die Landes-
mittel kämpfen - in 2006 wurden sie
um 25% gekürzt - so sind die Aktiven
von ProAsyl mit mir der festen Über-
zeugung, dass unsere Einrichtung

zunehmend unentbehrlich ist, da sie
die einzige Beratungsstelle in Essen
für den Großteil der Flüchtlinge, die
Geduldeten, ist.  

Zum Schluss meine Bitte an alle Le-
serinnen und Leser: so Sie es nicht
schon sind, werden Sie Fördermit-
glied von ProAsyl/Flüchtlingsrat
Essen e.V., um langfristig diese
Einrichtung zu erhalten und/oder
arbeiten Sie ehrenamtlich in der
Flüchtlingsbetreuung mit. Der Kon-
takt zu den unterschiedlichsten Men-
schen, das Kennenlernen anderer
Kulturen und die Chance, hier und
da helfen zu können und das Bild
des Gastlandes Deutschland ein
wenig freundlicher zu gestalten, sind
bereichernd und sinngebend. 

Bernd Brack

GfG Fördermittel drastisch
gekürzt -  auch der INFO-Brief
ist betroffen

Für das Jahr 2006 sind die Landes-
fördermittel für die kommunale
Entwicklungszusammenarbeit nach
dem Gemeindefinanzierungsgesetz
von bisher 1,2 Mio. Euro auf 300.000
Euro (für ganz NRW) gekürzt wor-
den. ProAsyl/Flüchtlingsrat Essen
hat in den vergangenen Jahren zahl-
reiche Projekte aus diesem Topf mit
finanzieren können: 
Die Ausstellungsprojekte „Labyrinth
Fluchtweg“ und „Clandestino Illegal“
(2000, 2001 und 2005), die Informa-
tionsveranstaltungsreihe über Roma
(2001), die Filmreihe „Asien und
Migration“ (2003-2005), die „Aktion
Noteingang“ seit 2003, das Weltcafé
(seit 2003), die interkulturelle Thea-
tergruppe seit 2002. 
Auch die Druck-  und Versandkosten
unseres INFO-Briefes, die pro Aus-
gabe ca. 250 € betragen, konnten
bisher über diese „GfG-Mittel“ finan-
ziert werden. Da andere Fördertöpfe
nicht zur Verfügung stehen, sind

nicht allein der INFO-Brief, sondern
grundsätzlich alle kostenträchtigen
Projekte zur Information über die
Lage von Flüchtlingen in Frage ge-
stellt.  Hieran zeigt sich noch einmal
drastisch, wie dringend ProAsyl-
Flüchtlingsrat Essen auf private
finanzielle Absicherung angewiesen
ist. Unterstützen Sie unsere Kam-
pagne „Engagement braucht viele
Schultern“ zum Erhalt der Flücht-
lingsarbeit in Essen. Werden Sie
Fördermitglied oder Spender.
Weitere Informationen sind in der
Geschäftsstelle oder unter www.pro-
asylessen.de erhältlich.

Uwe Pfromm

Weltcafé zur WM - 
eine „To- Go-Area“

Das Weltcafé - ein offener Treffpunkt
für Menschen aller Sprachen - findet
wie gewohnt am vierten Donnerstag
im Monat, also am 22. Juni in der
Kirchengemeinde Altenessen-Süd -
statt. 
Ab 16 Uhr wird auf einer Großlein-
wand das Fußballspiel Ghana gegen
USA übertragen. 
Ab 18.30 Uhr wird eine Gesprächs-
runde mit Clement Matweta stattfin-
den zum Thema: „National befreite
Zonen“ - wie fühlen sich Migranten
während des Deutschlandfiebers?”
Im Anschluss wird bei westafrikani-
scher Musik gegrillt - auch vegeta-
risch!

Uwe Pfromm

Vorankündigung 
UN-Millenniums-
entwicklungsziele in Essen

Das Eine Welt Forum Essen wird
vom 2. bis zum 10. September 2006
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die acht UN-Millennium-Gates auf
dem Willy-Brandt-Platz am Essener
Hauptbahnhof präsentieren. Diese
Gates setzen sich zusammen aus
acht stilisierten, mit einem Banner
verbundenen Figurenpaaren. Sie
symbolisieren die Partnerschaft von
Menschen aus reichen und armen
Ländern. Jedes Tor steht für ein
Millenniumsentwicklungsziel und
gibt auf Bannern den Originaltext der
einzelnen Ziele in deutsch und eng-
lisch wieder:

Bekämpfung von extremer Armut
und Hunger

Primarschulbildung für alle
Gleichstellung der Geschlechter

und Stärkung der Rolle der Frauen
Senkung der Kindersterblichkeit
Verbesserung der Gesundheits-

versorgung der Mütter
Bekämpfung von HIV/AIDS,

Malaria und  anderen schweren
Krankheiten

Ökologische Nachhaltigkeit
Aufbau einer globalen Partner-

schaft für Entwicklung

Die Gates sind als "Hingucker" ge-
dacht, um von dort die Aufmerksam-
keit auf die Gruppen / Institutionen
zu lenken, die mit ihrer Arbeit an der
Umsetzung der Millenniumsent-
wicklungsziele mitwirken. Alle, die
Interesse haben, sich dem Pro-
gramm an den Millennium-Gates
vom 2. bis zum 10. September 2006
anzuschließen, sind herzlich einge-
laden. Die Art und Weise des
Beitrages ist jedem selbst überlas-
sen. Infostände sowie andere
Aktionsformen sind herzlich willkom-
men. 

Neben der Gates-Präsentation wird
es zahlreiche Veranstaltungen ver-
schiedener Akteure geben. 

Rückfragen und Anregungen bitte
an: Susanne Abeck (Projektkoordi-
natorin) 0177 / 7174102.

Weitere Informationen unter:
www.millenniumcampaign.de und
www.eineweltforumessen.de

Uwe Pfromm

Presseerklärung der bundesweiten
Arbeitsgemeinschaft Pro Asyl vom
30.5.06

Deutschland wird Abschiebe-
weltmeister

PRO ASYL startet Kampagne:
Rote Karte für Deutschlands Ab-
schiebetaktikAppell an den Deut-
schen Bundestag: Bleiberechts-
regelung gesetzlich beschließen.* 

Weltoffenheit ist die Parole, Ab-
schiebung die deutsche Praxis -
wenn es um Flüchtlinge und langjäh-
rig geduldete Menschen in Deutsch-

land geht. PRO ASYL startet deshalb
anlässlich der bevorstehenden Fuß-

ballweltmeisterschaft die Aktion
"Rote Karte für Deutschlands Ab-
schiebetaktik". 

Nachdem die Konferenz der Innen-
minister von Bund und Ländern sich
erneut nicht auf eine Bleiberechtsre-
gelung einigen konnte, gehen Ab-
schiebungen auch von langjährig
Geduldeten unvermindert weiter.
PRO ASYL appelliert an den Deut-
schen Bundestag, sich seiner Ver-
antwortung zu stellen und eine
gesetzliche Bleiberechtsregelung zu
beschließen. Die nächste Gelegen-
heit: die Beratungen des Bundes-
tages über das Änderungsgesetz
zum Zuwanderungsgesetz. PRO
ASYL ruft Flüchtlingsinitiativen dazu
auf, während der Fußball-WM Unter-
schriften für eine gesetzliche Bleibe-
rechtsregelung zu sammeln. Plaka-
te, Faltblätter, Postkarten und Auf-
kleber werden für Veranstaltungen
zur Verfügung gestellt. 

Bei der Vorstellung der Kampagne
kritisierte Günter Burkhardt, Ge-

schäftsführer von PRO ASYL, die
rigorose Abschiebepraxis und forder-
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te einen sofortigen Abschiebestopp
bis zum Inkrafttreten einer Bleibe-
rechtsregelung. Es sei unerträglich,
dass langjährig Geduldete gegen-
wärtig immer noch von Abschiebun-
gen bedroht seien, obwohl sich
Politiker aller Parteien zunehmend
für eine Bleiberechtsregelung ein-
setzten. 

Deutschland leiste sich den fragwür-
digen Luxus, 200.000 Menschen -
von ihnen mehr als 120.000 länger
als 5 Jahre im Lande lebend - auf
Abruf hier leben zu lassen: mit einer
Duldung, die die faktische Integra-
tion nicht anerkennt. 
Mit verschwindend geringen An-
erkennungszahlen im Asylverfahren
nimmt Deutschland auch eine nega-
tive Spitzenstellung bei der Asylpra-
xis ein - dies trotz der durch die Ab-
schiebung im europäischen Verbund
extrem gesunkenen Zugangszahlen.
Mit unattraktiver Mauertaktik sei
weder Zuwanderung noch die huma-
nitäre Flüchtlingsaufnahme zu ge-
stalten, so Günter Burkhardt. 
Seine Favoritenstellung im Kampf
um den makabren Titel eines Ab-
schiebeweltmeisters untermauert
Deutschland mit einer im europäi-
schen Vergleich einzigartigen Strate-
gie. Einmal gewährtes Asyl wird
massenhaft widerrufen. Über 40.000
Flüchtlinge waren hiervor in den letz-
ten Jahren betroffen. Völlig unnötig
wird Flüchtlingen aus dem Irak,
Kosovo, Afghanistan usw. der zum
Teil vor Jahren gewährte Schutz und
damit häufig das Recht auf Aufent-
halt entzogen. 

*Anmerkung:
Unterschriftenlisten für den Appell an
den Bundestag finden sie in diesem
Infobrief auf den Seiten 7-8.
Desweiteren sind die Unterschrif-
tenlisten in der Geschäftsstelle von
ProAsyl/Flüchtlingsrat Essen oder
direkt bei Pro Asyl in Frankfurt  unter
kb@proasyl.de zu bekommen.  

Aachener Friedenspreis 06 für
„Hilfe für Menschen in Abschie-
bungshaft Büren e. V.“  

Seit über 10 Jahren kämpft der
Verein „Hilfe für Menschen in Ab-
schiebehaft Büren e. V.“ mit fried-
lichen Mitteln gegen Abschiebehaft.
Ziel des Vereins ist letztlich die Ab-
schaffung der Abschiebehaft. Der
Aachener Friedenspreis e. V., der
seinen Preis jedes Jahr am 1.
September (Antikriegstag) vergibt,
möchte die Öffentlichkeit mit seiner
diesjährigen Auszeichnung auf die
menschenunwürdige Praxis der Ab-
schiebungshaft lenken und ein deut-
liches Zeichen gegen eine immer
rigoroser und unmenschlicher wer-
dende Abschiebungs- und Flücht-
lingspolitik setzen, der die Abwehr
von Flüchtlingen wichtiger ist als der
Schutz bedrohter Menschen.

Konkret hat sich der Verein zwei
Aufgabenschwerpunkte gesetzt: 

Hilfestellung für Menschen in
Abschiebungshaft und Unterstüt-
zung der von Abschiebung bedroh-
ten Flüchtlinge, 

Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit
für Menschen in Abschiebungshaft.

Die Abschiebungshaftanstalt Büren
ist mit 560 Betten das größte Ab-
schiebegefängnis Deutschlands.
Bisher ist es ein reines Männer-
gefängnis, umgeben von einer 6
Meter hohen Betonmauer und
Stacheldrahtzäunen und ausgestat-
tet mit modernster Sicherheitstech-
nik. Sie liegt abgelegen in einem
Wald 20 km südlich von Paderborn
und ist mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln nicht zu erreichen. Trotz der
engagierten Arbeit von „Hilfe für
Menschen in Abschiebehaft“ wird sie
derzeit weiter ausgebaut.
(Quelle: http://www.aachener-frie-
denspreis.de/index.htm).

Uwe Pfromm

Manal S.
Ein dunkler Schatten über
unserer Familie

Meine Eltern sind 1986 aus dem
Libanon nach Deutschland geflüch-
tet. Ich habe noch sechs Geschwi-
ster, drei davon sind noch im
Libanon geboren, ich und meine drei
jüngeren Geschwister sind hier in
Deutschland geboren und aufge-
wachsen. 

Ich hatte eine glückliche Kindheit in
meiner Familie und mit den meisten
deutschen Kindern aus unserer
Nachbarschaft in Kempen. Mein
Vater hat sieben Jahre bei der
Müllsortierfirma Schumackers in
Kempen gearbeitet; meine Mutter
hat sich liebevoll um unsere große
Familie gekümmert. Die Schule hat
mir Spaß gemacht, und ich war eine
gute Schülerin. Ich hatte viele Freun-
dinnen. Deshalb ist es mir auch nicht
leicht gefallen, als wir 1997 von
Kempen nach Essen gezogen sind.
Aber wir hatten seit 1995 die unbefri-
stete Aufenthaltserlaubnis, und mein
Vater hat in Essen bei der Tischler-
firma Freihof Arbeit gefunden. 

Hier in Essen haben wir uns bald gut
eingelebt. Ich habe die Realschule
besucht und bin mit meinen
Mitschülern immer gut ausgekom-
men. Nach dem Abschluss war ich
sehr froh, als ich nach längerer Zeit
endlich eine Ausbildungsstelle als
Arzthelferin gefunden habe. Die
Arbeit macht mir Spaß und ich habe
ein gutes Verhältnis zu meinem Chef
und den anderen Kollegen. Bei
unseren Patienten bin ich beliebt
und ich bin froh, wenn ich ihnen hel-
fen kann. Auch meine anderen Ge-
schwister sind hier in Essen voll inte-
griert und besuchen erfolgreich die
Essener Schulen.
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Seit über einem Jahr aber lastet ein
dunkler Schatten über unserer
Familie. Ende des Jahres 2004
wurde uns von der Stadt Essen die
unbefristete Aufenthaltserlaubnis
entzogen und die sofortige Vollzie-
hung angeordnet. Angeblich handelt
es sich bei meinen Eltern nicht um
libanesische, sondern um türkische
Staatsangehörige. Meine Eltern hät-
ten daher keine Aufenthaltserlaubnis
erhalten dürfen. 

Mein Vater ist im Kindesalter als
Kurde aus der Türkei zu seinen
Verwandten in den Libanon gekom-
men. Meine Mutter ist im Libanon
geboren. Beide fühlen sich als Liba-
nesen, sie sprechen arabisch und
kein Wort türkisch. Aber beide sollen
Eltern, bzw. Großeltern haben, die
als Kurden in der Türkei registriert
worden sind. Deshalb droht unserer
ganzen Familie trotz unseres 20-jäh-
rigen Aufenthaltes in NRW die Ab-
schiebung in die Türkei. 

Seitdem ist die Freude aus unserer
Familie verschwunden. Angst vor
Abschiebung, große Unsicherheit
und Ungewissheit beherrschen un-
seren Alltag. Ich kann manchmal
nachts nicht mehr schlafen und bin
mit den Nerven fast am Ende. Ich
spreche deutsch, lebe in und mit der
deutschen Kultur, will meine Berufs-
ausbildung abschließen und Arzt-
helferin hier in Essen werden. Hier
ist mein Lebensmittelpunkt, hier lebe
ich mit meinen Freunden und meiner
Familie. Ich würde gern mal im
Libanon Urlaub machen, um die
Heimat meiner Eltern kennen zu ler-
nen. Aber leben, leben will ich hier in
Deutschland - in meinem Geburts-
und Heimatland.

Manal S., 

geb. 1988 in Kempen/Niederrhein,

wohnhaft in Essen  

Mecklenburg-Vorpommern:
Abschiebestopp für Flüchtlinge
aus Togo 

Am 11.4.2006 hat das Innenministe-
rium Mecklenburg-Vorpommern die
Abschiebung togoischer Flüchtlinge
für sechs Monate aus humanitären
Gründen ausgesetzt. Laut Presse-
mitteilung der Landesregierung sei
die Situation zurückgeführter Flücht-
linge nicht zweifelsfrei zu beurteilen. 
Vorausgegangen war dem Abschie-
bestopp die Abschiebung eines
Togoers, welche trotz Protesten u.a.
durch  UNHCR, Pro Asyl, Petitions-
ausschuss des Landtages und der
Regierungspartei Linkspartei.PDS
am 31.1.06 vollzogen wurde. 
Aus anderen Bundesländern wird
weiter nach Togo und in andere afri-
kanische Staaten abgeschoben. Zu-
letzt flog unter hoher Geheimhaltung
eine eigens gecharterte Maschine
am 25.4.06 von Hamburg aus 24
Männer aus NRW, Rheinland-Pfalz
und Ba-Wü in ihre Herkunftsländer
zurück. 
Quelle: Flüchtlingrat NRW,
SCHNELLINFO 3/2006, 3.5.06

J.P.

21.06.2006, 19.00 Uhr
Essener Friedens-Forum 
VHS, Burgplatz 1
Globalisierung und Krieg
Referentin: Ellen Diederich

22.06.2006 ab 16.00 Uhr 
Weltcafé Hövelstr. 70 (s. Aktivitäten)

Als Fördermitglied von Pro Asyl
Flüchtlingsrat Essen sind Sie herz-
lich willkommen. Falls Sie selbst
schon Fördermitglied sind, bitten wir
Sie, in Ihrem Umfeld zukünftige
UnterstützerInnen anzusprechen.
Die Beitrittserklärung senden Sie
bitte an:

Förderverein Pro Asyl Flücht-
lingsrat Essen, Maxstr. 11, 45127
Essen

Falls Sie uns lieber durch eine
Spende unterstützen wollen, erbitten
wir diese auf unser Spendenkonto:

Kontonr. 1600626, Sparkasse
Essen, BLZ 36050105.

Der Förderverein Pro Asyl
Flüchtlingsrat Essen e.V. ist als
gemeinnütziger Verein anerkannt.
Spenden und Mitgliedsbeiträge sind
daher steuerlich absetzbar. Eine
Spendenquittung senden wir Ihnen
zu Beginn des Folgejahres automa-
tisch zu.
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Rechtspraxis

Termine

Anschrift: ProAsyl/Flüchtlingsrat

Essen, Maxstraße 11, 45127 Essen

Tel: 0201 / 20539

Fax: 0201 / 232060

Mail: proasylessen@gmx.de

Bankverbindung: Kontonr. 1600626,

Sparkasse Essen, BLZ 36050105

Internet: www.proasylessen.de

Impressum

W i r  b i t t e n  S i e  u m
U n t e r s t ü t z u n g
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